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ANALYSE

Ist eine Neubewertung der Eurozonenmitgliedschaft angezeigt?
Gunter Deuber, Wien

Zusammenfassung
In Polen zeichnet sich – wieder einmal – eine intensivere Debatte über die mittelfristige Möglichkeit eines 
Beitritts zur Eurozone ab. Zum Teil werden bekannte Argumente aufgefrischt, es sind aber auch neue Abwä-
gungen erkennbar. Eine Neubewertung eines Beitritts erscheint im Lichte einiger wirtschaftlicher und poli-
tischer Entwicklungen in der Eurozone aktueller denn je. Langfristig gesehen liegt die wirtschaftliche und 
politische Zukunft Polens sicherlich in der Eurozone. Die Abwägung mittelfristiger Vor- und Nachteile eines 
Beitritts ist indes noch komplexer als vor einigen Jahren und insofern scheint für Polen in der Eurobeitritts-
frage weiter keine Hektik angezeigt.

Etwas überraschend haben polnische Politiker in den 
letzten Monaten das Thema eines Beitritts zur Euro-

zone in die Öffentlichkeit gebracht. Zu Jahresanfang 
plädierte Staatspräsident Bronisław Komorowski dafür, 
dass Polen bis 2015 alle Beitrittskriterien erfüllen sollte. 
Im März hat Ministerpräsident Donald Tusk angekün-
digt, ein Referendum über den Eurobeitritt zu unter-
stützen, sich jedoch auf kein Datum für seine Durch-
führung festgelegt. Eine Befragung vor den nächsten 
Parlamentswahlen im Jahr 2015 ist unwahrscheinlich. 
Diese politischen Verlautbarungen sind wichtig, um zu 
zeigen, dass es für Polen ein wirtschaftliches und poli-
tisches Ziel bleibt, Mitglied der Eurozone zu werden.

Langfristig, also auf Sicht von zehn bis zwanzig Jah-
ren, liegt die wirtschaftliche und politische Zukunft 
Polens in der Eurozone. Diese These mag in Wider-
spruch zu einigen Darstellungen in den Medien ste-
hen, die nahelegen, dass einige Eurokandidaten, darun-
ter Polen, das Ziel eines Beitritts in Frage stellen würden 
(so beispielsweise die »Financial Times« vom 19. April 
2013). Daher wird im vorliegenden Beitrag eine diffe-
renzierte Abwägung der mittel- und langfristigen Euro-
perspektive Polens vor dem Hintergrund vorgenom-
men, dass die mittelfristigen Vor- und Nachteile der 
Mitgliedschaft durch die Krise der Eurozone, aber auch 
die Reformen in der Eurozone noch komplexer gewor-
den sind. Die Europäische Zentralbank (EZB) spricht 
für die verbleibenden Nicht-Mitglieder vom Beitritt zur 
geplanten Eurozone 2.0 (als Wirtschafts- und Fiskal-
union). Polen könnte nach dieser Lesart einer Euro-
zone beitreten, die in einer schweren Krise und einem 
schmerzhaften Lernprozess ihre Designfehler teilweise 
beseitigt hat. Aus dieser Sicht erscheint ein Beitritt für 
Polen sogar interessanter als zuvor. Allerdings gibt es auf 
dem aktuellen Reformpfad in der Eurozone erhebliche 
Implementierungsrisiken.

Insgesamt war die Krise der Eurozone insofern hilf-
reich, als sich die wirtschaftspolitischen Institutionen 
und politischen Akteure in Polen ein sehr realistisches 
Bild über die Vor- und Nachteile einer Mitgliedschaft 

verschaffen konnten. Seit 2009 haben die Untersu-
chungen der Polnischen Nationalbank (Narodowy Bank 
Polski – NBP) und des Finanzministeriums zum öko-
nomischen Ungleichgewicht in der Eurozone sowie zu 
Chancen und Risiken der Mitgliedschaft deutlich zuge-
nommen, zumal die Krise gezeigt hat, dass es für Euro-
länder – bei gleichen Fundamentaldaten – keinen nach-
haltigen Zinsvorteil gegenüber Nicht-Mitgliedern gibt. 
Ironischerweise hat die Krise der Eurozone auch gezeigt, 
dass es für aufstrebende EU-Länder mit höherem Wachs-
tums- und Inflationstrend als etwa in Deutschland oder 
Frankreich einfacher sein kann, die ökonomische und 
fiskalpolitische Stabilität als Nicht-Mitglied des Euro zu 
bewahren. Ferner zeigen schwere Bankenkrisen in eini-
gen Euroländern, dass eine aktive nationale Notenbank-
politik der sogenannten makroprudentiellen Steuerung 
über die EZB-Zinspolitik hinaus wichtig sein kann. 
Bei der makroprudentiellen Bankenregulierung (etwa 
der Begrenzung der Kreditaufnahme) agiert Polen seit 
Jahren proaktiv und könnte wichtige Erfahrungen auf 
europäischer Ebene einbringen.

Die Erfüllung der Beitrittskriterien: kein 
Selbstläufer
In Bezug auf die Europerspektive Polens darf nicht ver-
gessen werden, dass de jure (im Gegensatz zu Großbri-
tannien oder Dänemark mit Ausnahmeklauseln) eine 
Beitrittspflicht besteht, wenn die Voraussetzungen nach-
haltig erfüllt sind. Die Erfüllung von zwei der vier bzw. 
fünf Beitrittskriterien zum Euro – das heißt der zwei fis-
kalischen Kriterien – sollte für Polen keine Hürde sein. 
Die Maastricht-Staatsschuldengrenze (60 % des Brutto-
inlandsprodukts – BIP) sollte auf absehbare Zeit nicht 
überschritten werden, das Budgetdefizit befindet sich – 
trotz aktueller Konjunkturschwäche – nahe an der Defi-
zitgrenze von 3 % des BIP. Schwieriger könnte sich die 
Konvergenz der Preissteigerungsrate und Zinsen – also 
die Erfüllung der beiden monetären Kriterien –gestalten. 
Der Inflationstrend in Polen, also Niveau und Streuung 
der jährlichen Inflationsrate, ist ein deutlich anderer als 
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in der Eurozone. Dies zeigen die Notenbankdefinitionen 
der Preisniveaustabilität (bzw. die sogenannten Inflati-
onsziele). Die NBP definiert Preisstabilität als Anstieg 
der Konsumentenpreise von 1,5–3,5 % p.a. (mit einem 
mittleren Zielwert von 2,5 %), die EZB als Anstieg von 
nahe bei und unter 2 % p.a. Auch die zu erwartende 
divergierende Wirtschaftsentwicklung in Polen und 
einigen Euroländern könnte einen Eurobeitritt Polens 
nach dem bisher geltenden Regelwerk schwierig gestal-
ten. Hier darf die Inflationsrate eines Beitrittslandes 
die der drei preisstabilsten EU-Länder um nicht mehr 
als 1,5 Prozentpunkte überschreiten (»Preiskriterium«). 
Nach mittel- bis langfristigen Projektionen des Inter-
nationalen Währungsfonds (IWF) sollten Belgien, Por-
tugal und Spanien die EU-Länder mit den geringsten 
Preissteigerungsraten sein; Griechenland wird hier und 
auch bei der EZB für solche Bewertungen ausgeblen-
det, da dort das Preisniveau über einen längeren Zeit-
raum fällt. Die Verbraucherpreise in Belgien, Portugal 
und Spanien sollten in den nächsten drei bis fünf Jah-
ren, auch angesichts schwacher BIP-Zuwachsraten, im 
Schnitt nur um 1,3–1,5 % p.a. steigen. Somit dürfte zur 
formellen »Euroreife« (12-Monatsschnitt vor Beitritts-
entscheid) die Inflation in Polen kaum 2,8–3 % über-
schreiten. Dies dürfte angesichts des NBP-Inflations-
ziels von 2,5 % (+/- 1 %) schwierig sein, zumal auch bei 
mittelfristiger Erfüllung des NBP-Inflationsziels über 
den Zyklus gilt, dass die Schwankungsbreite der polni-
schen Jahresinflationsrate bei 1–2 Prozentpunkten liegt. 
Die potentiellen Schwierigkeiten beim Erreichen des 
Preisstabilitätskriteriums zeigen auch, dass die NBP bei 
einer zu ambitionierten Eurobeitrittsstrategie gezwun-
gen sein könnte, eine für lokale Gegebenheiten zu res-
triktive Geldpolitik zu betreiben oder die Regierung eine 
zu restriktive Fiskalpolitik.

Zinsseitig sehen die Eurobeitrittskriterien (»Zinskri-
terium«) vor, dass der Kapitalmarktzins eines Beitritts-
landes die Zinsen der drei preisstabilsten EU-Länder 
um nicht mehr als 2 Prozentpunkte überschreiten darf. 
Nimmt man den durchschnittlichen Renditeaufschlag 
von Belgien, Portugal und Spanien auf zehnjährige 
deutsche Bundesanleihen der letzten zwölf Monate und 
addiert diesen zu dem erwarteten Renditetrend deut-
scher Bundesanleihen, dann dürften polnische Staats-
anleihen zur Erfüllung der »Euroreife« mittelfristig nicht 
über 6–8 Prozent notieren. Dieses Kriterium scheint 
leicht erfüllbar. Insofern haben die zu erwartenden wirt-
schaftlichen Divergenzen in der Eurozone erhebliche 
Auswirkungen auf die Messmethoden der Euroreife. 
Das »Zinskriterium« könnte wegen der gestiegenen Dif-
ferenzierung der Kapitalmarktzinsen für Euroländer für 
solide aufgestellte Beitrittsländer wie Polen eher leicht 
zu erfüllen sein. Das »Preiskriterium« könnte angesichts 

des Drucks zu Lohnsenkungen und niedrigen Preisni-
veauanstiegen in wettbewerbsschwachen Euroländern 
wie Spanien oder Portugal (mit damit niedrigen Infla-
tionsraten) schwer zu erreichen sein. Zudem werden so 
die ursprünglichen Eurobeitrittskriterien ad absurdum 
geführt. Diese basieren darauf, dass die preisstabilsten 
bzw. am meisten stabilitätsorientierten EU-Länder das 
Inflations- und Zinskriterium prägen sollten. Mittel-
fristig prägen indes EU- bzw. Euroländer mit großem 
strukturellem Anpassungsbedarf beide Kriterien und 
verzerren das »Preiskriterium« nach unten, so dass es 
für normal expandierende Volkswirtschaften wie Polen 
schwer erreichbar ist. Würde man Deutschland, Öster-
reich und die Niederlande für das Inflationskriterium 
nehmen, dürfte zur Euroreife die polnische Inflation 
immerhin bei 3,2–3,5 % liegen. Letztere Werte wären 
eher mit dem NBP-Inflationsziel und der polnischen 
Inflationsdynamik vereinbar. In Bezug auf das »Zins-
kriterium« würde ein Referenzwert für die langfristigen 
Kapitalmarktzinsen aus Deutschland, Österreich und 
den Niederlanden, der im Bereich um die 5–5,5 % lie-
gen sollte, für Polen ebenso erreichbar sein.

Beitrittsanforderungen an die Mitglieder 
der Eurozone
Aus der unterschiedlichen Trendinflation und geldpoli-
tischen Zielsetzung ergeben sich deutlich verschiedene 
»natürliche« Leit- und Geldmarktzinssätze in Polen 
und der Eurozone mit Zinsdifferenzen bei 3–4 Pro-
zentpunkten. Solche Zinsdifferenzen können hohe Kapi-
talflüsse und Wechselkursbewegungen induzieren. Das 
gilt v.a. in Zeiten extrem niedriger Zinsniveaus in der 
Eurozone, den USA, Großbritannien oder Japan. Die-
ser Aspekt wird in den kommenden Jahren relevant 
werden. Es könnte gerade wegen des Zinsdifferentials 
zwischen der Eurozone sowie weiteren großen entwi-
ckelten Volkswirtschaften und Polen nicht gelingen, 
die Eurokriterien zu erfüllen, denn zum Eurobeitritt ist 
neben Erfüllung der skizzierten vier Kriterien als fünfte 
Voraussetzung auch die relative Stabilität des Wech-
selkurses der nationalen Währung des Beitrittslandes 
zum Euro über einen längeren Zeitraum im sogenann-
ten Wechselkursmechanismus II gefordert (maximale 
Schwankungsbreite +/- 15 %). Der Zloty neigt indes – 
u. a. getrieben durch das Zinsdifferential – zu Schwan-
kungen, die auf Sicht mehrerer Monate bei 10–20 % lie-
gen können. Somit ist es nicht verwunderlich, dass der 
Präsident der NBP öffentlich über neue bzw. besondere, 
für Polen wichtige Beitrittsanforderungen nachdenkt, 
etwa einen Eurobeitritt ohne Teilnahme am Wechsel-
kursmechanismus II. Erwähnenswert ist auch, dass sich 
polnische Offizielle zunehmend selbstbewusst in Bezug 
auf weitere geforderte »Beitrittskonditionen« äußern. 
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Gemäß dem Regierungsbeauftragten für die Euroein-
führung in Polen muss eine Beitrittsstrategie derzeit auf 
vier Pfeilern aufbauen: Erfüllung der Beitrittskriterien, 
hinreichende strukturelle Reformen in Polen, umfas-
sende Vorbereitungen zur Währungsumstellung und 
eine klare strukturelle Lösung der Eurozonenkrise unter 
Einbeziehung der Eurokandidaten wie Polen. Letzterem 
ist Polen mit klaren Positionierungen zum Krisenma-
nagement und zu mehr Strukturreformen in den Euro-
Peripherieländern nachgekommen. Im Mai 2012 hatte 
sich der polnische Finanzminister Jacek Rostowski klar 
in Richtung mangelnder Flexibilität der EZB bei zu 
starker Aufblähung staatlicher Rettungsschirme in der 
Eurozone geäußert.

Langfristige ökonomische und politische 
Vorteile bei mittelfristigen Risiken
Neben der Möglichkeit des Eurobeitritts im Sinne der 
Erfüllung der Beitrittskriterien müssen weitere Chan-
cen- und Risikoabwägungen vorgenommen werden. Es 
ist zu klären, ob die mittel- und/oder langfristigen Nach-
teile, die sich daraus ergeben, dass die nationale geldpo-
litische Autonomie und der eigene Wechselkurs aufgege-
ben werden, geringer oder höher sind als die langfristigen 
Vorteile des Eurobeitritts. In Bezug auf die langfristi-
gen Vorteile eines Eurobeitritts Polens ist zu beachten, 
dass das Land schon jetzt ein hohes Maß an finanziel-
ler Integration mit der Eurozone aufweist. Die Hälfte 
aller Finanzmarktinvestitionen in Polen stammt aus der 
Eurozone und die Hälfte aller finanziellen Investitionen 
aus Polen erfolgt in der Eurozone. Etwa 70 % der auslän-
dischen Direktinvestitionen in Polen kommen aus Euro-
ländern, rund 50 % der polnischen Direktinvestitionen 
erfolgen in der Eurozone. Kreditinstitute aus der Euro-
zone nehmen eine Schlüsselposition in Polens Finanz-
sektor ein und kontrollieren 60 % des Gesamtmarktes. 
Insofern ist Polen an einer effektiven pan-europäischen 
Aufsicht über die Banken und den Finanzsektor, v.a. in 
der Eurozone, interessiert. Die Finanzkrisen der letz-
ten Jahre haben gezeigt, dass Interdependenzen bei den 
Kapitalströmen wie zwischen Polen und der Eurozone 
erhebliche Risiken bergen können. Zudem unterhält 
Polen als Sicherheit gegen Finanzmarktrisiken noch eine 
vorsorgende Kreditlinie mit dem IWF. Bei einer stabi-
len europäischen Finanzarchitektur wäre ein Gang zum 
IWF wohl nicht notwendig gewesen.

Die Eurozone bewegt sich aktuell in Richtung einer 
integrierten Banken- und Finanzmarktaufsicht. Die 
EZB wird hier die Schlüsselinstitution werden. Die Teil-
nahme an der pan-europäischen Bankenaufsicht bei der 
EZB – Single Supervisory Mechanism (SSM) bzw. »Ban-
kenunion« – steht auch Nicht-Mitgliedern der Euro-
zone offen. Allerdings ist die Attraktivität solch eines 

Schrittes ohne Vollmitgliedschaft begrenzt. Ohne for-
male Mitgliedschaft in wichtigen Entscheidungsgre-
mien der EZB außerhalb des SSM würde sich Polen 
schwer tun, seine Anliegen zu positionieren. Unwahr-
scheinlich ist, dass Polens Anliegen auf absehbare Zeit 
das nötige Gewicht innerhalb der Eurozone finden wer-
den (Polens Bankkredite betragen nur 1,6 % des Volu-
mens in der Eurozone, das nominale BIP Polens liegt 
immerhin bei 4 % des BIP der Eurozone). Zudem müs-
sen die Interessen Polens im Bereich der Finanzsektorpo-
litik nicht den aktuellen Problem- und Interessenlage in 
der Eurozone entsprechen. Etwa ist bei der sogenannten 
Bankenunion nicht endgültig geklärt, wie de facto mit 
Altlasten aus der Zeit vor der »Bankenunion« umgegan-
gen wird. Dieser Aspekt ist für Polen von Interesse. Der 
Bankensektor ist ohne staatliche Unterstützung ausge-
kommen, und es wäre in Polen politisch schwer vermit-
telbar, größere Zahlungs-, Transfers- und Haftungsleis-
tungen im Zuge der »Bankenunion« zu rechtfertigen. 
Gleiches gilt für Haftungen und Zahlungen im Rah-
men des Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM), 
der teils auch Bankenstützungsmaßnahmen finanzie-
ren könnte. Des Weiteren wäre Polens Einfluss gerade 
in Eurozonen-Stimmgremien wie dem ESM, wo nicht 
mehr nach dem Prinzip »ein Land, eine Stimme« abge-
stimmt wird, begrenzt: Hier wird analog zum Kapital-
schlüssel der EZB abgestimmt, was bedeuten würde, 
dass Polen »nur« einen Stimmenanteil von knapp unter 
5 % hat, während es fast 12 % der Eurozonenbevölke-
rung stellen würde, aber etwa der polnische Bankensek-
tor nur 1,2 % des Eurozonenbankensektors repräsen-
tieren würde. Im Rahmen des ESM könnte Polen also 
überproportional haften, obwohl das Land viel weniger 
Schulden im staatlichen und im privaten Sektor als der 
Eurozonenschnitt aufweist und das Wohlstandsniveau 
bei nur 35–60 % der Eurozone liegt (je nachdem ob zu 
Marktpreisen oder Kaufkraftparitäten, also bei Berei-
nigung um strukturelle Preisunterschiede). Im Falle des 
Nachbarn Slowakei, wo ein ähnliches Missverhältnis in 
Bezug auf die skizzierten Indikatoren in Relation zur 
Eurozone wie in Polen vorliegt, gab es daher – trotz 
Begünstigungen bei den Eurohaftungen – eine Regie-
rungskrise wegen »unbeliebter« Maßnahmen zur Stüt-
zung des Euro.

Abseits der bereits skizzierten allgemeinen Aspekte 
eines Eurobeitritts ist auch zu klären, ob ein Beitritt für 
Polen gerade auch aus mittelfristiger Sicht ökonomisch 
und politisch sinnvoll ist, also auf Sicht von fünf bis sie-
ben Jahren bzw. ein bis zwei politischen Wahlzyklen. 
Zu fragen wäre, ob die wahrscheinliche EZB-Geldpoli-
tik der nächsten Jahre für Polen angemessen sein wird, 
was zu bezweifeln wäre. Die Eurozone wird auf Sicht 
von Jahren eine Geldpolitik sehr niedriger Leitzinsen 
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prägen. In Polen könnte dies anders sein. Gegenwärtig 
ist Polen zwar auch in einem merklichen Konjunktur-
abschwung, der den Leitzins (aktuell 3 % in Polen vs. 
0,5 % in der Eurozone) auf ein historisches Tief gebracht 
hat. Dies darf aber nicht den Blick darauf verstellen, dass 
eine strukturell solide Volkswirtschaft wie Polen mit 
einem gesunden Banken- und Finanzsektor wachstums-
seitig bald wieder überraschen kann. Letzteres würde 
dann NBP-Leitzinsen um 4,5 % oder darüber nahele-
gen. Aus den skizzierten Zusammenhängen ergäben sich 
bei einem vorschnellen Euroeintritt erhebliche Risiken. 
Nach erfolgtem Eurobeitritt – also temporärer erfolg-
reicher Konvergenz der kurzfristigen Zinsen – könnte 
die Geldpolitik der EZB dann für die wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen in Polen nicht mehr passend sein, 
so wie die EZB-Geldpolitik derzeit für Deutschland 
zu expansiv erscheint. Zu niedrige Leitzinsen der EZB 
für einzelne Euroländer können dann ein Hauptreiber 
wirtschaftlicher Überhitzungen in einem Land oder auf 
Teilmärkten (z. B. dem Immobilienmarkt) sein. Ange-
sichts des strukturell noch höheren Zins- und Inflations-
niveaus in Polen besteht bei verfrühter Mitgliedschaft 
daher das Risiko sogenannter Blasen.

Regierung zeigt bei Eurozonenfrage 
»europapolitische Korrektheit«
Abseits ökonomischer Abwägungen ist für ein gro-
ßes EU-Land wie Polen, das bereits seit Längerem von 
einer integrationsfreundlichen Haltung der Regierung 
geprägt ist, die Mitgliedschaft in der Eurozone euro-
papolitisch attraktiv. Dies gilt vor allem, weil sich die 
(wirtschafts-)politischen Institutionen der Eurozone zur-
zeit immens weiterentwickeln. De facto wird die Euro-
zone zum Nukleus eines »Europa der zwei Geschwin-
digkeiten«. Insofern bietet es sich für Polen an, weiter 
eine nachhaltig erfolgreiche Mitgliedschaft anzustreben 
bzw. ist es wenig vorteilhaft, bei wichtigen Weichen-
stellungen lange nicht mitzuentscheiden. Dennoch ist 
auch hier Beitrittshektik nicht angebracht. Die Vertie-
fung der Integration in der Eurozone wird mindestens 
ein Prozess der nächsten zehn bis zwanzig Jahre und 
nicht der kommenden drei bis fünf Jahre sein. Des Wei-
teren gibt es bei aktuellen institutionellen Vertiefungs-
schritten in der Eurozone, die wie skizziert eine partielle 
Vergemeinschaftung von Staats- und Bankenschulden 
implizieren, erhebliche Implementierungsrisiken, die 
keine rasche Mitgliedschaft nahelegen. Zudem darf im 
Sinne kurz- und mittelfristiger Abwägungen nicht ver-
nachlässigt werden, dass ein Eurobeitritt keine politische 
»Gewinnerstrategie« (mehr) ist. Auf kurze Sicht könnte 
ein Eurozonen-Referendum in Polen – wenn man ein 
positives Votum erhofft – sogar ein gewisses Risiko ber-
gen: Im Dezember 2012 haben sich bei einer Umfrage 

des polnischen Finanzministeriums 56 % der Befrag-
ten gegen einen Eurobeitritt ausgesprochen. In einer 
jüngsten repräsentativen Umfrage von »Homo Homini« 
waren es 62 %. Auch in den Eurobarometer-Umfragen 
der EU sind die Polen deutlich skeptischer gegenüber der 
Eurozone geworden oder stehen gemeinsamen Staatsan-
leihen bzw. Eurobonds (wie auch viele Deutsche) eher 
distanziert gegenüber. Insgesamt liegt die Zustimmung 
zum Euro in Polen auf einem ähnlichen Niveau wie 
in Tschechien, Schweden oder Dänemark, wo jüngste 
Umfragen eine sehr geringe Zustimmung zur Euroein-
führung zeigen. Ein Blick in aktuelle Nicht-Eurolän-
der zeigt auch, dass Referenden zur Eurofrage scheitern 
können. Die Schweden haben 2003 die Euroeinführung 
mit 56 % abgelehnt, in Dänemark haben im Jahr 2000 
53 % der Bevölkerung gegen den Eurobeitritt votiert. 
Solche politischen Aspekte sind von Bedeutung, da zur 
Einführung des Euro in Polen einige Gesetzesänderun-
gen und sogar eine Verfassungsänderung notwendig 
wären. Hinzu kommt, dass die Nicht-Mitgliedschaft in 
der Eurozone von Ländern wie Schweden oder Däne-
mark – entgegen v.a. politisch motivierter Argumenta-
tionen – diesen wirtschaftlich nicht deutlich geschadet 
hat, was ein einfaches Argument für polnische Eurogeg-
ner sein könnte. Gerade Schweden ist ein interessantes 
Beispiel für Polen. Einerseits hat das Land von einem 
flexiblen Wechselkurs profitiert, andererseits hat man 
das Thema Eurobeitritt bisher umschifft – trotz recht-
licher Verpflichtung und zeitweiliger Erfüllung der fis-
kalischen und monetären Beitrittskriterien –, indem 
man dem Wechselkursmechanismus II einfach nicht 
beigetreten ist. Die Tür zur Eurozone hält man aber 
auch in Schweden, ähnlich wie in Polen, offen, etwa 
durch die aktive und partielle Beteiligung an aktuel-
len wirtschaftspolitischen Reform- und Integrations-
vorhaben in der Eurozone und der EU. Auch Polen hat 
sich ohne größere Diskussionen einigen Maßnahmen 
zur Stärkung der wirtschaftspolitischen Koordinierung 
in Europa bzw. der Eurozone wie dem erweiterten Sta-
bilitäts- und Wachstumspakt («Sixpack«, «Twopack«, 
»Euro+ Pakt«) angeschlossen, die auf freiwilliger Basis 
auf die gesamte EU ausgedehnt werden können.

Angesichts aller skizzierten Aspekte ist der jüngste 
politische Vorstoß von Ministerpräsident Tusk in Rich-
tung Euro-Referendum dennoch eher als europapoliti-
scher Schachzug oder »europapolitische Korrektheit« zu 
werten. Man will zeigen, dass Polen weiter einen wich-
tigen Platz im europäischen Einigungsprozess anstrebt. 
Ferner wird mit politischen pro-Euro Positionierungen 
sichergestellt, dass die Eurodebatte in Polen (weiter) über 
Expertenkreise hinaus geführt wird. Dies ist angesichts 
aktueller und möglicher zukünftiger Beschwerden vor 
dem Verfassungsgericht etwa von Abgeordneten von 
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Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość – PiS) 
trotz der an sich vorsichtigen Haltung der Regierung 
dem Euro gegenüber wichtig.

Zunehmend komplexe Abwägungen legen 
Vorsicht bei Eurobeitritt nahe
Die Eurozonenkrise hat verdeutlicht, dass die Mit-
gliedschaft in der Währungsunion nicht der unmit-
telbar nächste Schritt nach dem EU-Beitritt sein muss. 
Die aktuellen real- und finanzwirtschaftlichen Pro-
bleme einiger Euroländer sind auf eine verfrühte bzw. 
schlecht vorbereitete Euromitgliedschaft zurückzufüh-
ren. Einige Länder waren nicht auf eine sogenannte 
Hartwährungspolitik bzw. überspitzt formuliert, eine 
Währungsunion mit Deutschland vorbereitet. Insofern 
liegt es für Polen nahe, erst der Eurozone beizutreten, 
wenn kein flexibler Wechselkurs zum Euro zum Aus-
gleich realwirtschaftlicher Unterschiede mehr notwen-
dig ist. In den letzten Jahren hat Polen erheblich von sei-
ner Wechselkursflexibilität profitiert. Ohne diese wären 
die gesamtwirtschaftlichen Schwankungen der letzten 
Jahre sicherlich höher gewesen. Im Vergleich dazu sind 
der anstehende Eurobeitritt Lettlands (2014) und die 
Euroambitionen Litauens (2015) ganz anders gelagert. 
Beide Länder verfügen im Gegensatz zu Polen seit mehr 
als einem Jahrzehnt über keinen flexiblen Wechselkurs 
mehr, sind damit de facto Mitglieder der Eurozone und 
haben dafür – im Gegensatz zu Polen – von 2008 bis 
2010 tiefe pro-zyklische Anpassungsrezessionen erlebt.

Der Wechselkurs als Ausgleichsinstrument wird 
dann weniger relevant sein, wenn die Wachstums- und 
Inflationsdynamik Polens sich den Trends der Eurozone 
angenähert hat. Die mittelfristig zu erwartende Wachs-
tums- und Inflationsdynamik in Polen legen es nahe, 
einen Eurobeitritt nicht rasch anzustreben. Die »ökono-
mische Distanz« Polens zur Eurozone ist in Bezug auf 
diese Aspekte beträchtlich und sogar noch höher als in 
aktuellen sogenannten Peripherie-Ländern der Euro-
zone bezogen auf deren damaligen Beitritt. Das aktuelle 
Wohlstandsniveau Polens liegt bei 40–60 % des Euro-
zonen-Niveaus (je nachdem ob zu Marktpreisen oder 
Kaufkraftparitäten), das durchschnittliche Preisniveau 
Polens liegt bei 50 % der Eurozone. Somit ist klar, dass 
BIP und Preisniveau in Polen noch auf Jahre signifikant 
stärker wachsen können und sollten als der Eurozonen-
schnitt, an dem die EZB ihre Zinspolitik ausrichtet. Die 
derzeit eher geringen Unterschiede bei Wachstum und 
Inflation zwischen Polen und der Eurozone sind ein 
temporäres Phänomen. Rein ökonomisch scheint es für 
Polen daher weiterhin sinnvoll zu sein, nicht rasch dem 
Euro beizutreten (vgl. derselbe Autor in Polen-Analy-
sen Nr. 41, 4.11.2008). Der Sinn eines raschen Beitritts 
erscheint wegen der derzeitigen und in den kommenden 

Jahren anhaltenden ökonomischen Divergenzen in der 
Eurozone sogar noch geringer als vor vier bis fünf Jah-
ren. Zudem sind die Beitrittskriterien so angelegt, dass 
in den kommenden Jahren ein hohes Risiko besteht, dass 
Polen das Inflationskriterium nicht erreicht.

Politisch gesehen spricht einiges dafür, dass Polen 
weiter das Ziel eines langfristig angelegten Eurobeitritts 
verfolgt und dies klar kommuniziert. Zudem hat die 
politische Überzeugung, eher früher als später den Euro 
einführen zu sollen, in den letzten Jahren leicht zuge-
nommen. Die Eurozone wird der Nukleus einer tiefge-
henden (wirtschafts-)politischen Integration in Europa 
sein. Auch wenn eine gemeinsame Wirtschaftsregie-
rung und/oder ein gemeinsames Budget der Eurozone 
ferne Zukunftsmusik sind, ist klar, dass die in der Euro-
zone geschaffenen Stabilisierungs- und Überwachungs-
mechanismen langfristig mehr Kongruenz in Richtung 
politischer Union und Haftung erfordern. Allerdings 
werden diese Prozesse eher Jahre bzw. Jahrzehnte brau-
chen, so dass auch aus der zunehmenden politischen 
Logik eines Eurobeitritts keine Beitrittshektik resultiert. 
Ferner ist die Teilnahme an Teilbereichen der allgemei-
nen Eurozonen-Wirtschaftspolitik wie dem Fiskalpakt 
oder auch dem SSM bzw. dem Finanzsystemstabilitäts-
rat (ESRB) bei der EZB nicht mehr an die Zugehörigkeit 
zum Euro geknüpft. Damit sind die Vorteile einer Mit-
gliedschaft in der Eurozone bzw. die möglichen Nach-
teile einer Nicht-Mitgliedschaft noch weniger eindeutig 
verteilt, zumal gerade kurz- bis mittelfristig erhebliche 
Implementierungsrisiken bei einigen Integrationsmaß-
nahmen in die Eurozone bestehen. Unter Abwägung 
aller dargelegten Aspekte liegt es somit nahe, dass Polen 
weiter keine rasche Euromitgliedschaft anstrebt. Aller-
dings sollte Polen darauf drängen, dass die Weiterent-
wicklung der Architektur des Euro mit den potentiel-
len Beitrittsländern abgestimmt wird, ist doch gerade 
Polen ein guter Kandidat, nachhaltige Reformen in der 
Eurozone zu fordern und auch eine Debatte über den 
Sinn der aktuellen Beitrittskriterien anzustoßen. Polen 
steht nicht im Verdacht, in die Eurozone flüchten zu 
müssen. Es ist zudem kein Geheimnis, dass sich stabi-
litätsorientierte Euroländer wie Deutschland von einer 
Mitgliedschaft von Ländern wie Polen Verstärkung in 
den Institutionen der Eurozone erhoffen. Der deutsche 
EZB-Direktor Jörg Asmussen hat unlängst auf einer 
Veranstaltung in Berlin betont, dass sich v.a. außerhalb 
des Euro gute Beispiele für eine nachhaltige wirtschaft-
liche Verfasstheit befinden und Polen hervorgehoben.

Informationen über den Autor und weiterführende 
Literatur finden Sie auf der nächsten Seite.
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Über den Autor
Gunter Deuber leitet die volkswirtschaftliche Osteuropaanalyse bei der Raiffeisen Bank International in Wien. Einer 
seiner Arbeitsschwerpunkte ist die Analyse der Volkswirtschaft Polens. Zum Thema Euroeinführung in Mittel - und 
Osteuropa hat er 2012 u. a. einen Beitrag im interdisziplinären Sammelband zur Eurokrise Deuber/Sander: »Europäi-
sche Staats schulden krise als Heraus forderung an EWU und EU«, Hamburg 2012, verfasst.

Weiterführende Literatur
• CEEs and the crisis: Current challenges and benefits, Rede von Jörg Asmussen, Mitglied des EZB-Direktoriums, 

Institute of International Finance Central and Eastern CEO Conference, Berlin, 29. April 2013.
• Gunter Deuber, Stephan Csaba Imre: Economic Distance and Divergence in Europe – When Central and Eastern 

Europe (CEE) will be able to join EMU?, in: Deuber/Sander: (Hrsg., 2012): Europäische Staatsschuldenkrise als 
Herausforderung an EWU und EU, Hamburg

• Narodowy Bank Polski (2009): Raport na temat pełnego uczestnictwa Rzeczypospolitej Polskiej w trzecim etapie 
Unii Gospodarczej i Walutowej / National Bank of Poland (2009): Report on full membership of the Republic of 
Poland in the third stage of the EMU

TABELLEN UND GRAFIKEN ZUM TEXT

Wichtige wirtschaftliche und finanzielle Indikatoren im Vergleich

Grafik 1: Wachstumstrend Polen vs. Eurozone
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Quellen: Nationale Quellen, Eurostat, IWF; Zusammenstellung des Autors.
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Grafik 2: Wachstumsdifferenz Polen vs. Eurozone
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Quellen: Nationale Quellen, Eurostat, IWF; Zusammenstellung des Autors.

Quellen: Nationale Quellen, Eurostat; Zusammenstellung des Autors.

Grafik 3: Wohlstands- und Preisniveaukonvergenz Polen vs. Eurozone

20%

30%

40%

50%

60%

70%

2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012

Preisniveau Polen (% der Eurozone)

BIP pro Kopf Polen (% der Eurozone)

BIP pro Kopf Polen zu Kaufkraftparitäten (% der Eurozone)



POLEN-ANALYSEN NR. 127, 04.06.2013 9

Grafik 5: Inflationsdifferenz Polen vs. Eurozone
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Quellen: Nationale Quellen, Eurostat, IWF; Zusammenstellung des Autors.

Grafik 4: Inflationstrend Polen vs. Eurozone
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Grafik 6: Staatsverschuldung Polen vs. Eurozone
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Quellen: Nationale Quellen, Eurostat, IWF; Zusammenstellung des Autors.

Quellen: Nationale Quellen, Eurostat, IWF; Zusammenstellung des Autors.

Grafik 7: Bankensektorgröße Polen vs. Eurozone
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Grafik 8: Bankkredite, Staatsschulden und Gesamtwert finanzieller Forderungen Polen vs. 
Deutschland und Eurozone (% des BIP)
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* Wert aller finanziellen Forderungen in einer Volkswirtschaft (Bankkredite, Anleihen, Aktien)
Quellen: IWF, Eurostat, McKinsey; Zusammenstellung des Autors.

Grafik 9: Polen: Wichtige Kenngrößen im Vergleich zur Eurozone (% der Eurozone, 2012)
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* Polen ist nicht Mitglied beim ESM, Berechnung für Polen basierend auf ähnlicher leichter Begünstigung wie bei der Slowakei
** bezogen auf alle EU-Mitgliedsländer, nicht nur die Euroländer
Quellen: Eurostat, nationale Quellen, EZB, ESM, eigene Berechnungen und Zusammenstellung des Autors.
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Grafik 10: Deutschland: Wichtige Kenngrößen im Vergleich zur Eurozone  
(% der Eurozone, 2012)
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Quellen: Eurostat, nationale Quellen, EZB, ESM, eigene Berechnungen und Zusammenstellung des Autors.

* Bezogen auf alle EU-Mitgliedsländer, nicht nur die Euroländer
Quellen: Eurostat, nationale Quellen, EZB, ESM, eigene Berechnungen und Zusammenstellung des Autors.

Grafik 11: Slowakei: Wichtige Kenngrößen im Vergleich zur Eurozone (% der Eurozone, 2012)
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Grafik 12: Wohlstandsniveaus im Vergleich zur Eurozone (BIP pro Kopf, % der Eurozone, 2012)

Quellen: Eurostat, eigene Berechnungen und Zusammenstellung des Autors.
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Grafik 13: Durchschnittliche Jahresinflationsraten (% gegenüber Vorjahr)
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Quellen: Eurostat, IWF, eigene Berechnungen und Zusammenstellung des Autors.
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Grafik 14: Durchschnittliche Standardabweichung der Jahresinflationsraten  
(2000–2012, Prozentpunkte)
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Quellen: Eurostat, IWF, eigene Berechnungen und Zusammenstellung des Autors.

Grafik 15: Polen und das Preiskriterium zur Euroreife
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Quellen: Eurostat, IWF, eigene Berechnungen und Zusammenstellung des Autors.
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Grafik 16: Langfristige Zinsentwicklung 10-jähriger Staatsanleihen Polen, Deutschland und 
Eurozone (%)
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Quellen: EZB, NBP; Zusammenstellung des Autors.

Grafik 17: Langfristige Leitzinsentwicklung Polen und Eurozone (%)
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Grafik 18: Polen und das Zinskriterium zur Euroreife
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Anmerkung: Zum Eurobeitritt darf die Verzinsung der Staatsanleihen eines Kandidatenlandes nur 2 Prozentpunkte über der Verzin-
sung der Staatsanleihen der preisstabilsten EU-Länder liegen.
* langfristiger historischer Durchschnittszins 10-jährige deutsche Staatsanleihen +2 %
** langfristiger historischer Durchschnittszins 10-jährige deutsche Staatsanleihen + Hälfte der aktuellen Renditedifferenz zwischen 
10-jährigen deutschen Bundesanleihen und 10-jährigen Staatsanleihen Belgiens, Spaniens und Portugals
*** langfristiger historischer Durchschnittszins 10-jährige deutsche Staatsanleihen + aktuelle Renditedifferenz zwischen 10-jährigen 
deutsche Bundesanleihen und 10-jährigen Staatsanleihen Belgiens, Spaniens und Portugals
Quellen: Eurostat, EZB, NBP; Zusammenstellung des Autors.

Grafik 19: Befürwortung der Wirtschafts- und Währungsunion mit dem Euro als gemeinsame 
Währung (%)

Quellen: Eurobarometer-Umfragen; Zusammenstellung des Autors.
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Grafik 20: Befürwortung gemeinsamer Eurobonds bzw. gemeinsamer Staatsanleihen von EU/
Eurozone (2012, %)*
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Quelle: Eurobarometer-Umfrage Herbst 2012.

Grafik 21: Ablehnung des Eurobeitritts laut nationalen Umfragen Ende 2012/Anfang 2013 (%)
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Quellen: Verschiedene nationale Umfragen, Pressemeldungen, für Polen »Homo Homini« Umfrage vom März 2013; Zusammenstel-
lung des Autors.
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CHRONIK

Vom 21. Mai bis zum 3. Juni 2013
21.05.2013 Die Regierung verabschiedet den Entwurf zu einem sogenannten Antikrisengesetz. Um Arbeitsplätze zu erhal-

ten, können Arbeitgeber Kurzarbeit einführen und Zuschüsse für die Lohnfortzahlung bei krisenbedingter 
Arbeitszeitreduzierung erhalten. Der Entwurf greift Maßnahmen auf, die bereits in den Jahren 2009 bis 2011 
angewandt worden waren.

22.05.2013 Michał Boni, Minister für Verwaltung und Digitalisierung, empfängt in Warschau den Gründer und Chef 
von Facebook, Mark Zuckerberg. Übereinstimmend bezeichnen sie den Schutz persönlicher Daten als aktuelle 
Hauptaufgabe. Als Grundsatz sollte gelten, dass jeder Nutzer immer Kenntnis darüber haben sollte, wie seine 
Daten genutzt werden, so Zuckerberg. Boni verweist auf die Bedeutung der Debatte über den Schutz persönli-
cher Daten. Diese könne das Problembewusstsein schärfen und Vertrauen zwischen den Internetnutzern und 
den Vertretern des Internetbusiness aufbauen. Beim Datenaustausch komme dem Vertrauen und dem Gleichge-
wicht zwischen dem Schutz der Privatsphäre und der Datennachfrage des Internetbusiness eine Schlüsselrolle zu. 

23.05.2013 Der parlamentarische Ausschuss für die Verbundenheit mit den Polen im Ausland (Komisja ��czno�ci z Pola-Komisja ��czno�ci z Pola-
kami za Granic�) appelliert in einer Stellungnahme an die Bundesrepublik Deutschland, die in Deutschland 
lebenden Polen als nationale Minderheit anzuerkennen und ihnen damit den Status wiederzugeben, der ihnen 
im September 1939 aberkannt worden sei. Darüber hinaus ruft der Ausschuss dazu auf, einen Programm-Auf-
sichtsrat für das Zentrum für die Dokumentation der Kultur und Geschichte der Polen in Deutschland mit 
Vertretern polnischer Dachorganisationen in Deutschland zu berufen. Weiterhin sollten von Seiten des Bun-
des der Geschäftsstelle ein eigenes Gebäude außerhalb des Bundesministeriums des Innern (d. i. Bundeshaus 
Berlin, Bundesallee) und weitere finanzielle Mittel bereitgestellt werden. 

24.05.2013 Der Sejm lehnt in erster Lesung den Gesetzesentwurf von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwo�ć – 
PiS) über ein Nationales Beschäftigungsprogramm ab, das u. a. die Schaffung von 1,2 Mio. neuen Arbeitsplät-
zen in den kommenden zehn Jahren vorsieht. Der stellvertretende Arbeitsminister Jacek Męcina kritisiert, dass 
der Entwurf von einer Erhöhung der Arbeitskosten ausgeht, was einen Anstieg der Arbeitslosigkeit und riskante 
Folgen für die Wirtschaft bedeuten würde.

25.05.2013 Der Pressesprecher von Solidarisches Polen (Solidarna Polska – SP), Patryk Jaki, stellt einen Beschluss von SP 
vor, der die Einsetzung eines Ausschusses für Verfassungsänderungen vorsieht. Nach den Vorstellungen von SP 
sollen in Polen das Präsidialsystem eingeführt, der Senat abgeschafft, der Sejm um die Hälfte verkleinert, die 
Wahlkreise reformiert und der Generalstaatsanwalt und die Marschälle der Woiwodschaften direkt gewählt 
werden. Des Weiteren sieht der Beschluss eine Stärkung des Instruments der Volksentscheide vor.

26.05. 2013 Im Vorfeld zu den Wahlen des neuen Vorsitzenden der Bürgerplattform (Platforma Obywatelska – PO) im Juli 
ruft Jarosław Gowin, im April entlassener PO-Justizminister, in einem offenen Brief an die Parteimitglieder zu 
einer richtungsweisenden Diskussion über die PO auf. Die Reformvorhaben, mit denen die PO für die Berei-
che Steuern, Internetzugang, Schiefergasgewinnung und Familienpolitik angetreten sei, seien einer Politik des 
»lauwarmen Wassers« gewichen. Es werde verwaltet ohne mutige Reformen und strategische Planung. Notwen-
dige, aber unpopuläre Entscheidungen würden vermieden. 

27.05.2013 Die Verteidigungsminister von Deutschland und Polen, Thomas de Maizière und Tomasz Siemoniak, unter-
zeichnen im Marinestützpunkt Rostock-Warnemünde eine Absichtserklärung zur vertieften Zusammenarbeit 
der Deutschen und der Polnischen Marine. Die Erklärung umfasst 28 Projekte, dazu gehören gemeinsame 
Schulungen, die gemeinsame Überwachung der Ostsee, die Kooperation bei der Entwicklung neuer Schiffe 
und der Austausch von Verbindungsoffizieren auf Führungsebene. Als nächstes soll eine Priorisierung der Pro-
jekte vorgenommen werden.

28.05.2013 Der Sejm verabschiedet einstimmig die Einführung einer einjährigen, bezahlten Elternzeit ab dem 1. Januar 2013.

29.05.2013 Nach neuesten Schätzungen von Eurostat verringerten sich im Jahr 2012 in 23 der 27 EU-Mitgliedsstaaten die 
CO2 Emissionen. In Polen betrug die Reduktion 5,1 %.

30.05.2013 Der Rat der westukrainischen Stadt Lemberg (ukr. Lviv, poln. Lwów) beschließt, der polnischen Minderheit 
vor Ort ein Gebäude zur Nutzung als »Haus der polnischen Kultur« zur Verfügung zu stellen. Im vergangenen 
Jahr hatte der ukrainische Staatspräsident Wiktor Janukowitsch empfohlen, eine Lösung für das »Haus der pol-
nischen Kultur« in Lemberg zu finden. Dies sollte eine Antwort darauf sein, dass der ukrainischen Minderheit 
in Przemy�l (Südostpolen) im Jahr 2011 das »Ukrainische Volkshaus« überlassen worden war.

31.05.2013 Nach neuesten Angaben von Eurostat betrugt die Arbeitslosenquote in Polen im April 10,8 % (März 10,7 %). 
In der EU lag die Arbeitslosenrate im April und im März bei 11 %.
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01.06.2013 In einem offenen Brief fordert die Vorsitzende von Amnesty International Polska, Draginja Nadażdin, Sejmmar-
schallin Ewa Kopacz und die sie begleitende Delegation auf, bei ihrem Besuch in China in der kommenden 
Woche die Situation der Menschenrechte in China anzusprechen. Dazu gehöre auch die unabhängige und 
unparteiische Untersuchung der Ereignisse am Tiananmen-Platz am 4. Juni 1989. 

02.06.2013 Der Vizevorsitzende von Polen ist am Wichtigsten (Polska Jest Najważniejsza – PJN), Marek Migalski, spricht 
sich gegen ein Gesetzesprojekt aus, das die Schließung von Supermärkten und Handelszentren am Sonntag vor-
sieht. Politiker hätten nicht darüber zu entschieden, was die Menschen sonntags tun sollten, so Migalski. Den 
Gesetzesentwurf hatten Abgeordnete der Regierungskoalition aus Bürgerplattform (Platforma Obywatelska – 
PO) und Polnischer Bauernpartei (Polskie Stronnictwo Ludowe – PSL) sowie der Oppositionsparteien Recht 
und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwo�ć – PiS) und Solidarisches Polen (Solidarna Polska – SP) Anfang der 
Woche in den Sejm eingebracht. 

03.06.2013 Das Informationszentrum des Polnischen Fernsehens (Telewizja Polska – TVP) teilt mit, dass im Juni im 1. Pro-
gramm des TVP die ZDF-Produktion »Unsere Mütter, unsere Väter« ausgestrahlt werden wird. Der deutsche 
Dreiteiler, der im März im ZDF gezeigt worden war, veranschaulicht das Schicksal von fünf jungen Erwachse-
nen aus Berlin während des Zweiten Weltkriegs. In Polen wurde u. a. die Darstellung der Soldaten der Heimatar-
mee (Armia Krajowa – AK) kritisiert. In der Begründung von TVP heißt es, dass sich der polnische Zuschauer 
eine eigene Meinung über den Spielfilm bilden können solle. Bisher sei er auf das Urteil von Journalisten und 
Politikern über die Serie angewiesen gewesen.

Sie können die gesamte Chronik seit 2007 auch auf http://www.laender-analysen.de/polen/ unter dem Link »Chronik« lesen.

http://www.laender-analysen.de/polen/
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Dritte Tagung Deutsche Polenforschung 
Gießen, 20.–22. März 2014 
Wissen, Verstehen, Übersetzen: Nachbarn im Dialog
Call for Papers / Call for Panels

Gute Nachbarschaft ist anspruchsvoll: Sie erfordert Wahrnehmung, Respekt, Verständnis und Verständigung, gemein-
same Regeln, Normen und vielfältiges Wissen voneinander. Werden Befindlichkeiten und Bedürfnisse des Anderen 
nicht bemerkt, mangelt es an Wissen, Verstehen, Übersetzen, so entstehen Missverständnisse und Konflikte. Polens 
Nachbarschaftsbeziehungen verdeutlichen dies exemplarisch, in der Geschichte ebenso wie in der Gegenwart. Dabei ist 
nicht nur an das polnisch-deutsche Verhältnis zu denken, sondern auch an die zahlreichen anderen Nachbarn im Nor-
den, Süden und Osten sowie an die »fremden Nachbarn« im Lande selbst, insbesondere an die jüdische Bevölkerung.

Die Dritte Tagung Deutsche Polenforschung ist Forum für Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aller Dis-
ziplinen, die sich inhaltlich mit Polen beschäftigen. Das Rahmenthema ist bewusst so gewählt, dass viele verschie-
dene Fächer Ansatzpunkte finden: Zu fragen ist etwa nach sprachlicher Übersetzung und literarischer Transmission, 
nach kulturellen,  technischen oder rechtlichen Transfers, nach sozialen  und ökonomischen Begegnungsräumen, Kon-
zeptwanderung oder Erfahrungen von Verflechtung und Entflechtung in Politik, Gesellschaft, Kultur und Wirtschaft. 
Das Rahmenthema wird in Sektionen, Podiumsdiskussionen, Werkstattgesprächen, Einzelvorträgen und Projektvor-
stellungen mit seinen unterschiedlichen historischen und aktuellen Aspekten diskutiert werden. 

Neben den geistes- und kulturwissenschaftlichen Fächern sollen auf der Dritten Tagung Deutsche Polenforschung 
auch die sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Disziplinen stärker berücksichtigt werden. Beiträge aus den Gebie-
ten Soziologie, Politikwissenschaft oder Wirtschaftswissenschaft sind deshalb besonders willkommen. 

Die Dritte Tagung Deutsche Polenforschung bietet die Gelegenheit, über die Grenzen der Fachgebiete und der 
deutschsprachigen Länder hinweg Kontakte zu knüpfen und zu pflegen, Projekte zu entwickeln und sich über die 
Situation der deutschen Polenforschung zu informieren. Sie knüpft an die beiden ersten Tagungen (Darmstadt 2009, 
Mainz 2011) an, an denen jeweils weit mehr als 200 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern teilgenommen hat-
ten. Ausstellungen von Verlagen und Institutionen sowie ein Begleitprogramm ergänzen die Tagung. Tagungsspra-
che ist Deutsch, in Ausnahmefällen sind Englisch oder Polnisch zugelassen. 

Vorbereitungsteam der Tagung
Prof. Dr. Dieter Bingen (Darmstadt), Prof. Dr. Hans-Jürgen Bömelburg (Gießen), Prof. Dr. Thomas Daiber (Gießen), 
Prof. Dr. Alfred Gall (Mainz), Prof. Dr. Peter Haslinger (Marburg/Gießen), Prof. Dr. Jan Kusber (Mainz), Dr. Peter 
Oliver Loew (Darmstadt), Prof. Dr. Monika Wingender (Gießen), Prof. Dr. Klaus Ziemer (Trier).

Call for Papers oder Panels
Wir laden alle Interessierten ein, Vorschläge für Referate oder ganze Sektionen einzureichen, die sich am Rahmen-
thema »Wissen, Verstehen, Übersetzen: Nachbarn im Dialog« orientieren sollten; es können  auch Vorschläge mit 
einem anderen thematischen Schwerpunkt eingereicht werden, wenn sie von besonderer Forschungsrelevanz sind. 

Einzelvorträge: Die Dauer von Einzelvorträgen ist auf 25 Minuten begrenzt. Die Organisatoren werden die ausge-
wählten Einzelvorträge zu Sektionen zusammenfassen.

Sektionsvorschläge: Die Sektionsdauer beträgt 2 1/4 Stunden. Die Zahl der Referenten sollte drei bis vier betragen; 
es wird empfohlen, jeweils einen Kommentar vorzusehen. Sektionen mit Vertretern jeweils nur eines Wissenschafts-
standorts sind ausgeschlossen. Die Veranstalter behalten sich das Recht vor, die ausgewählten Sektionen in Absprache 
mit den Vorschlagenden zu ergänzen oder zu modifizieren. 

Bewerbungsschluss für Papers und Panels ist der 15. Juni 2013. Über die Auswahl wird bis Ende September 2013 
entschieden.

Projektvorstellungen 
Zusätzlich zu den längeren Referaten bieten wir – in erster Linie für Nachwuchswissenschaftler/-innen – die Möglich-
keit zu kurzen Projektvorstellungen im Plenum (2-3 Minuten). Hierzu melden Sie sich bitte bis 15. Dezember 2013 
an. Über die Auswahl der Vorstellungen wird bis Ende Januar 2014 entschieden. 

VERANSTALTUNGSANKÜNDIGUNG
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Deutsches Polen-Institut Darmstadt
Das Deutsche Polen-Institut Darmstadt (DPI) ist ein Forschungs-, Informations-, und Veranstaltungszentrum für polnische Kultur, 
Geschichte, Politik, Gesellschaft und die deutsch-polnischen Beziehungen, die sich im Kontext der europäischen Integration ent-
wickeln. Das seit März 1980 aktive und bis 1997 von Gründungsdirektor Karl Dedecius geleitete Institut ist eine Gemeinschafts-
gründung der Stadt Darmstadt, der Länder Hessen und Rheinland-Pfalz sowie des Bundes. 1987 wurden die Kultusminister der 
Länder und 2011 das Auswärtige Amt weitere institutionelle Träger. Einen wesentlichen Beitrag zur Verwirklichung der Institutsziele 
leisten private Stiftungen. Das DPI hat satzungsgemäß die Aufgabe, durch seine Arbeit zur Vertiefung der gegenseitigen Kenntnisse 
des kulturellen, geistigen und gesellschaftlichen Lebens von Polen und Deutschen beizutragen.
Ziel der Vermittlertätigkeit des DPI ist es, »die zu interessieren, auf die es politisch, wirtschaftlich, gesellschaftlich und kulturell im 
deutsch-polnischen Verhältnis ankommt« (Leitlinien 1997). Es geht um die Entscheider und Multiplikatoren in Politik, Kultur, 
Bildung, Verwaltung, Medien und Wirtschaft und, wesentlich stärker ausgeprägt als bisher, um das Hineinwirken in Wissenschaft, 
Forschung und Bildung.
Derzeit bemüht sich das DPI in Kooperation mit den verstreuten Orten wissenschaftlicher Polen-Kompetenz an deutschen Hoch-
schulen und Forschungsinstituten verstärkt darum, ausgehend von einer Bestandsaufnahme deutscher Polen-Forschung Ort wis-
senschaftlicher Forschung und verbindendes, vernetzendes und kooperierendes Zentrum zu werden. Ausgangspunkt der Neuaus-
richtung ist die kaum mehr kontrollierbare Dynamik des Rückbaus der Ressourcen der wissenschaftlichen Polen-Kompetenz in 
den unterschiedlichen Disziplinen. Mit der über 60.000 Bände zählenden multidisziplinären Fachbibliothek für Polen, die eine 
einzigartige Sammlung polnischer Literatur in der Originalsprache und in deutscher Übersetzung umfasst, ist das DPI bereits ein 
geschätzter Ort der Recherche und des wissenschaftlichen Arbeitens. (www.deutsches-polen-institut.de)

Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen (www.forschungsstelle.uni-bremen.de)
1982 gegründet, widmet sich die Forschungsstelle Osteuropa an der Universität Bremen der interdisziplinären Analyse der Länder 
Ost- und Ostmitteleuropas in Zeitgeschichte und Gegenwart. Der Forschungsschwerpunkt liegt dabei auf der Rolle von »Dissens 
und Konsens«, von Opposition und Zivilgesellschaft in ihrem historischen, politischen, gesellschaftlichen und kulturellen Kontext.
Die Forschungsstelle besitzt in ihrem Archiv eine einzigartige Sammlung alternativer Kulturgüter und unabhängiger Texte aus 
den ehemaligen sozialistischen Ländern. Darunter befindet sich auch eine umfangreiche Sammlung des »Zweiten Umlaufs«, die 
das Schrifttum und Dokumente unabhängiger Initiativen und gesellschaftlicher Gruppen in Polen aus der Zeit von 1976 bis zum 
Umbruch umfasst. Hinzu kommt eine umfangreiche Bibliothek mit wissenschaftlicher Literatur. Mit Archiv, Bibliothek und zwei 
wissenschaftlichen Abteilungen ist die Forschungsstelle auch eine Anlaufstelle sowohl für Gastwissenschaftler als auch für die interes-
sierte Öffentlichkeit.
Eine der Hauptaufgaben der Forschungsstelle ist die Information der interessierten Öffentlichkeit. Dazu gehören unter anderem 
regelmäßige E-Mail-Informationsdienste für Politik, Wirtschaft, Zivilgesellschaft und Medien.
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